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1. Plangebiet

1.1 Lage im Raum

Das Plangebiet im Stadtteil Osterath hat eine Gré3e von ca. 3,8 ha und liegt dstlich des Ge-
landes der Ostara Laufen Keramikfabrik, einem traditionsreichen Hersteller von Fliesen und
Steinzeug-Belagsmaterialien, die ihren Betrieb Ende der 1990er Jahre eingestellt hat.

1.2 Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich dieser Bebauungsplananderung wird begrenzt im:

- Im Norden von einem Teilbereich des Flurstiickes 1242 (gedachte Verbindung
von der stdostlichen Ecke des Flurstiickes 766 bis zur norddstlichen Ecke des
Flurstiickes 1330 (alle Flur 3)

- Im Westen von den westlichen Grenzen der Flurstiicke 1323, 1322, 1321 und
1320 sowie die gedachte Verbindung dieser Linie bis zur Stidgrenze der Meerbu-
scher Stral3e

- Im Siden von der Sudgrenze der Meerbuscher Stral3e L 476

- Im Osten von der Ostgrenze des Winklerweges

Die geometrisch eindeutige Abgrenzung des raumlichen Geltungsbereichs ist in der Plan-
zeichnung zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 60 zeichnerisch festgesetzt worden.

2. Ortliche Verhaltnisse und iibergeordnete Planungen

2.1 Bestandsaufnahme

Das Plangebiet umfasst die Verkehrsflachen des Winklerweges, der Gottlieb-Daimler-Stral3e
und der Meerbuscher Stral3e. Die tbrigen Flachen des Plangebietes sind mit Ausnahme des
vorhandenen Lebensmittel-Discounters (Aldi) im stiddstlichen Plangebiet unbebaut.

2.2 Flachennutzungsplan

Der wirksame Flachennutzungsplan —FNP- stellt das Plangebiet als gewerbliche Bauflache
dar. Der Winklerweg ist gemal seiner Funktion als 6rtliche Hauptverkehrsstral3e dargestellt.
Da die Festsetzungen des Bebauungsplanes diesen Darstellungen entsprechen, kann er als
aus dem FNP entwickelt betrachtet werden.

2.3  Bauplanungsrecht

Fur grof3e Teile des Plangebietes besteht der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 60, der fur
das Plangebiet als Art der baulichen Nutzung Gewerbegebiet (GE) festsetzt. Mit Inkrafttreten
der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 60 sind die Festsetzungen des 0.g. Bebauungs-
planes fur das Plangebiet nicht mehr anzuwenden. Da die bisherigen Festsetzungen zur Art
der baulichen Nutzungen unverandert ilbernommen werden, ist auch dieser Anderungsplan
aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

2.4 Landschaftsplan

Das Gebiet der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 60 liegt auRerhalb des Geltungsbe-
reiches des Landschaftsplans Teilabschnitt Il Meerbusch/Kaarst/Korschenbroich des Krei-
ses Neuss (1992).
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3. Planungsziele, Planungserfordernis

Im Bereich des angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 266 sind auf dem ehemaligen Ostara-
Gelande in Meerbusch-Osterath die Errichtung von Wohngebauden, eines Lebensmittel-
Vollsortimenters sowie erganzendem Gewerbe vorgesehen. Bedingt durch diese zukiinftigen
Nutzungen entstehen zusétzliche Verkehre, die eine Anpassung der Erschliel3ungssituation
Uber das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 266 hinaus erforderlich machen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 60 stellt durch die 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr.60 eine neue Verbindungsstral3e (,PlanstralRe G*) vom Winklerweg zur Gott-
lieb-Daimler-Stra3e als ein Baustein des neuen ErschlieBungskonzeptes dar. Die Stral3e
dient in erster Linie der Entlastung des vorhandenen Knotens Winkler Weg/Gottlieb-Daimler-
Stral3e, der zukilnftig verkehrlich deutlich starker belastet wird. Dartiber hinaus werden tber
die neue Stral3e die Ostlich der »Planstralle G« angrenzenden Nutzungen erschlossen. Der
Anschluss an den Winklerweg erfolgt in Form eines kleinen Kreisverkehr, der perspektivisch
auch die Anbindung neuer Wohnbauflachen (»Nibbelsweg/lvangsheide«) erméglichen wiir-
de. Mit den Planungen zur »Planstra3e G« ergibt sich auch die Erfordernis, die ErschlieRung
der nordlich der Gottlieb-Daimler-Stral3e liegenden gewerblichen Flachen neu zu konzipie-
ren. Dementsprechend ist ausgehend von der »Planstrale G« ein neuer ErschlieBungsstich
(»PlanstralBe H«) vorgesehen. AuRerdem muss die Meerbuscher Stral3e aufgeweitet wer-
den, um bei geschlossener StralRe am westlich des Plangebietes liegenden Bahniubergang
zusatzlichen Stauraum fir den Kfz-Verkehr vorhalten zu kénnen. In diesem Zusammenhang
wird der Knoten Meerbuscher Stral3e/Winkler Weg/Insterburgerstralde mit einer Lichtsignal-
anlage ausgestattet. Fur die sudlich des Plangebietes liegende Tankstelle ergeben sich fir
einzelne Verkehrsbeziehungen der Zu- und Abfahrten geédnderte ErschlieBungssituationen.
Um die dargestellte geanderte Verkehrskonzeption realisieren zu kénnen, ist eine Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 60 erforderlich.

Das bestehende Planungsziel, im Geltungsbereich dieser Bebauungsplandnderung neue
Gewerbeflachen zu entwickeln, wird beibehalten. Durch die geéanderte ErschlieBung sowie
weitere Optimierungen wird deren Zuschnitt im Vergleich zum rechtskraftigen Bebauungs-
plan lediglich geringfugig geandert.

Das Bebauungsplanverfahren wird gemafR § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwick-
lung) gefiihrt, da es sich bei der Bebauungsplandnderung im Wesentlichen um eine Modifi-
zierung einer bereits festgesetzten bzw. teilweise schon realisierten ErschlieBung handelt
und auch der untere Schwellenwert der zulassigen Grundflache (20.000 gm) nicht tberschrit-
ten wird. Auf die Anwendung der Eingriffs-/Ausgleichsregelung und die Durchfiihrung einer
Umweltprufung wird deshalb verzichtet.

4, Planinhalt
4.1 Festsetzungen

4.1.1 Art der baulichen Nutzung
(gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 8 BauNVO)

Die Festsetzung von Gewerbegebieten wird mit der Ableitung aus dem entsprechenden Pla-
nungsziel begriindet (siehe Kapitel 1 dieser Begrindung).

Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten sowie Einkaufszentren sind nicht
zulassig. Der vorhandene Lebensmitteldiscounter wird bei den Festsetzungen berilicksichtigt.
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Fur den Bereich, in dem dieser Betrieb angesiedelt ist, gelten diese Einschrédnkungen nicht,
so dass hier Einzelhandelsbetriebe ohne Sortimentseinschrankung bis zur allgemeinen zu-
lassigen Grenze der Verkaufsflaichegrof3e von 800 gm zuldssig sind. Darlber hinaus kénnen
in den Gewerbegebieten lediglich Verkaufsstéatten von produzierenden, weiterverarbeitenden
oder Handwerksbetrieben zugelassen werden, wenn die Verkaufsflache dem Hauptbetrieb
raumlich zugeordnet ist, sie in betrieblichem Zusammenhang errichtet werden, sie dem
Hauptbetrieb flachenmafiig und umsatzmafig deutlich untergeordnet sind und die Grenze
der GrofR3flachigkeit nach 8 11 Abs. 3 BauNVO nicht tberschritten wird (»Handwerkerprivi-
leg«). Hiermit werden fir entsprechende Betriebe sinnvolle und stadtebaulich vertragliche
Entwicklungsmoglichkeiten gewahrleistet. Darlber hinaus werden Geschaftsgebaude,
Dienstleistungsbetriebe mit weniger als 1.200 gm Geschossflache und gastronomische Be-
triebe in den Gewerbegebieten des Plangebietes ausgeschlossen. Der weitgehende Aus-
schluss von Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevanten Sortimenten, Geschaftsgebau-
den, den genannten kleineren Dienstleistungsbetrieben und gastronomischen Betrieben re-
sultiert aus der planerisch gewiinschten Starkung des zentralen Versorgungsbereiches von
Osterath, in dem diese Nutzungen bzw. Betriebe schwerpunktmafRig angesiedelt werden
sollen. GroRRere Dienstleistungsbetriebe ab 800 gm Grundflache, deren Flachenbedarf i.d.R.
nicht im Ortskern befriedigt werden kann und die typischer Weise in Gewerbegebieten vorzu-
finden sind, sind damit innerhalb der Baugebiete des Bebauungsplans zulédssig. Darlber
hinaus werden auch grof3flachige Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen, auch soweit sie
nicht unter die Regelung des § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO fallen. Diese Betriebe entspre-
chen nicht der gewunschten Struktur im Plangebiet und ziehen i.d.R. nachteilige ver-
kehrliche Auswirkungen nach sich.

Aus stadtebaulichen Grinden werden gemall § 1 Abs. 5 u. 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9
BauNVO Gewerbebetriebe mit sexuellem Charakter im Planbereich als unzuldssig festge-
setzt. Ebenso werden die ausnahmsweise zulassigen Nutzungen gemaf 8§ 8 Abs. 3 BauNVO
Nr. 3 Vergnugungsstatten gemal § 1 Abs. 6 Nr.1 BauNVO nicht Bestandteil dieses Bebau-
ungsplanes. Zu den Gewerbebetrieben aller Art gehdren u.a. auch Bordelle und bordellartige
Nutzungen. Vergniigungsstatten im stadtebaulichen Sinne sind u.a. Spielcasinos, Spiel- und
Automatenhallen, Varietes, Discotheken, Tanzbars, Nachtbars, Striptease-Lokale und Peep-
Shows. Im Bebauungsplan kdnnen einzelne dieser Nutzungen, die allgemein zuléassig sind
bzw. ausnahmsweise zugelassen werden kdnnen, als unzuldssig festgesetzt werden. Stad-
tebauliche Zielsetzung des Gewerbegebietes ist die Bereitstellung von attraktiven Grundsti-
cken fur die Ansiedlung neuer Betriebe bzw. die Erweiterung bestehender Betriebe. Insbe-
sondere soll die Nachfrage auch ortsansassiger Betriebe nach gut erschlossenen und ver-
kehrsglinstig gelegenen Gewerbeflachen gedeckt werden. Die Ansiedlung von Bordellen und
bordellartigen Betrieben sowie von Vergnigungsstatten wirde die Erreichung des stadti-
schen Ziels der Standortsicherung bestehender Betriebe und Ansiedlung neuer Betriebe
erschweren. Mit der Ansiedlung der vorgenannten Betriebe werden stadtebaulich relevante
negative Folgewirkungen ausgeldst. Es muss davon ausgegangen werden, dass diese Anla-
gen eine Verschlechterung der Gebietsqualitdt mit sich bringen und ein sogenannter Tra-
ding-Down-Effekt ausgeltst wird. Dieser kann sich beispielsweise Uber die AulRendarstellung
ergeben, der die in der Nachbarschaft befindlichen Gewerbebetriebe wiederum in ihrer eige-
nen Auflendarstellung beeintrachtigt. Das fir Gewerbebetriebe zunehmend an Bedeutung
gewinnende Gebietsimage als ein wesentlicher Standortfaktor wird durch die Existenz dieser
Betriebe verschlechtert, eine positive sog. »Adressenbildung« als Visitenkarte fir dort an-
séssige Unternehmen wird eindeutig erschwert.

Dartber hinaus werden Anlagen fir sportliche Zwecke, die nicht in Gebauden liegen, ausge-
schlossen, um einerseits Larmbeeintrdchtigungen der angrenzenden Wohngebiete zu ver-
hindern. Andererseits widersprechen diese Anlagen dem beabsichtigten Gebietscharakter
des Plangebietes. Speditions- und Frachtfiihrerbetriebe werden ausgeschlossen, um insbe-
sondere eine Beeintrachtigung der angrenzenden Wohngebiete durch Verkehre, die solche
Nutzungen nach sich ziehen, zu vermeiden.
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Die nach 8 8 Abs. 2 BauNVO zulassige Nutzung Nr. 3 Tankstellen ist in den festgesetzten
Gewerbegebieten gemafl? § 1 Abs. 5 nicht zulassig, da sie hinsichtlich der Gebietscharakte-
ristik untypisch ist, bzw. den stadtebaulichen Zielen widerspricht.

Um Immissionskonflikten mit angrenzenden schutzwirdigen Nutzungen (insbesondere mit
der ostlich angrenzenden Wohnbebauung) zu verhindern, werden die Gewerbegebiete
innerhalb des Plangebietes gemal dem Abstandserlass NRW (2007) gegliedert. Zulassige
Betriebe kénnen dem Anhang dieser Begrindung entnommen werden. Die Staffelung erfolgt
in Abhangigkeit von der Entfernung zu den schutzwirdigen Wohngebieten. Hiermit wird dem
gewerblichen Bereich das gro3tmogliche Nutzungsspektrum eingeraumt, ohne dass der aus-
reichende Schutz der Wohnnutzung beeintrachtigt wird. In den Gewerbegebieten mit dem
Index 1 sind nur Betriebe zuléssig, die kein Abstandserfordernis gemaf der Abstandsliste
NRW nach sich ziehen. Ausnahmsweise sind Betriebe der Abstandsklasse VIl zulassig. In-
nerhalb der Gewerbegebiete mit dem Index 2 sind Betriebe der Abstandsklasse VII allge-
mein zulassig, Betriebe der Abstandsklasse VI sind ausnahmsweise zuldssig. Zum Schutz
der in Hauptwindrichtung liegenden Wohngebiete sind in den festgesetzten Gewerbegebie-
ten die geruchsintensiven Betrieb der Abstandsklasse VII mit den Ifd. Nummern 200, 203,
204, 207, 216 und 221 des Anhangs 1 des Abstandserlasses des MUNLV 2007 und Anlagen
mit &hnlichem Emissionsverhalten auch ausnahmsweise nicht zulassig. Vor dem Hinter-
grund der genannten Aspekte sind auch Betriebe, die der Storfallverordnung unterlie-
gen, im Plangebiet ausgeschlossen.

4.1.2 Mal der baulichen Nutzung
(gemafl § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie 88 16 bis 21a BauNVO)

Die Festsetzung einer Grundflachenzahl -GRZ- von 0,6 in Kombination mit einer maximalen
Gebéaudehothe von 10,0 m bzw. 12,0 m entsprechen der ortsiiblichen Bebauung in Gewerbe-
gebieten und belassen ausreichende Gestaltungs- und Ausnutzungsmdglichkeiten auf den
gewerblichen Baugrundstiicken. Zur Fassung des Stralenraumes wird am Winkler Weg, an
der Meerbuscher StralRe sowie an der Sudseite der Gottlieb-Daimler-Stral3e eine Mindestge-
baudehohe von 5,5 m festgesetzt.

Die Bezugshdhe der Hohenfestsetzungen ist die Stralienachse der vorgelagerten Erschlie-
BungsstralRe. Um allen Nutzungen im Plangebiet eine ausreichende Flexibilitat zu gewahr-
leisten, bleiben untergeordnete Bauteile wie z.B. Schornsteine, Dampferzeuger, Silos, Kihl-
aggregate, Treppentirme, Aufzugschachte, Anlagen zur Luftreinhaltung und untergeordnete
Dachaufbauten von den Festsetzungen zur Gebaudehdhe unbericksichtigt.

Die Festsetzung einer maximalen Gebaudehdhe wird mit der Notwendigkeit in die Einpas-
sung des Ortsbildes und des stadtebaulich gewollten Ubergangs von den westlich angren-
zenden Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 266 zum dstlich liegenden
Wohngebiet begriundet.

4.1.3 Bauweise und tUberbaubare Grundstlucksflachen
(gemanR. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB sowie 88 22, 23 BauNVO)

Die Festsetzung der offenen Bauweise in dem Gewerbegebiet, die lediglich den seitlichen
Grenzabstand der Baulichkeiten erfordert, wird mit der stadtebaulichen Beschrankung der
Dichte begrindet.

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden durch Baugrenzen festgesetzt, die eine an-
gemessene Flexibilitdt bei der genauen Lage der zukunftigen Gebaudekorper gewahrleisten.
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4.1.4 Stellplatze, Garagen, Nebenanlagen
(gemal 8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. mit 88 12, 14 BauNVO)

Die differenzierte Festsetzung von Stellplatzen, Garagen und Nebenanlagen wird mit der
notwendigen stadtebaulichen Ordnung derartiger Anlagen begriindet, die auch in einem Ge-
werbegebiet als geboten angesehen wird.

4.1.5 Verkehrsflachen
(gemal § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Festsetzung der Verkehrsflache des Winklerweges sichert die vorhandene StraRenflache
planungsrechtlich ab. Dies gilt auch fur die Festsetzung der Verkehrsflache der Gottlieb-
Daimler-Strae. Deren westlicher Abschluss ermdglicht jedoch nunmehr — anstelle der bis-
herigen Wendeanlage — eine Weiterfihrung dieser Stral3e in Richtung Westen. Die Festset-
zung der »Planstral3e G« (einschliel3lich der Ausbildung eines neuen Knotens mit dem Wink-
lerweg in Form eines kleinen Kreisverkehrs) sowie die Aufweitung der Meerbuscher Stral3e
folgt der stadtebaulichen Intention (vgl. Kapitel 1), die Festsetzung der »Planstralle H« dient
der ErschlieBung der neuen Nutzungen im Plangebiet.

Die Dimensionierung der geplanten Straf3en ergibt sich aus den Stral3enbauentwirfen. Da in
den offentlichen Verkehrsflachen nur in sehr geringem Maf3e Besucherparkplatze realisiert
werden kodnnen, sind diese auf den privaten Grundstticksflachen nachzuweisen.

Die Festsetzung von Bereichen ohne Ein- und Ausfahrten dient dazu, die Leistungsfahigkeit
der Hauptverkehrsstralien Winklerweg und Meerbuscher Stral3e nicht zu beeinflussen sowie
Ein- und Ausfahrten an der Gottlieb-Daimler-Stra3e zu minimieren.

4.1.6 LarmschutzmalRnahmen
(gemaf 8§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Zur Sicherung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Larm an mafgeblichen Im-
missionsorten aufRerhalb und innerhalb des Plangebietes werden fir die Gewerbegebiete
des Bebauungsplangebietes Emissionskontingente LAEK,i gemaR DIN 45691 festgesetzt.
Grundlage der festgesetzten Larmkontingente ist das schalltechnische Gutachten fir den
Bebauungsplan Nr. 266 »OSTARA« (Ingenieurbiiro Bernd Driesen, 2008). Im vorliegenden
Fall beziehen sich die Kontingente auf die noch freien Gewerbegebietsflachen im Plangebiet.
Ebenfalls wird die bereits bebaute Flache »Aldi-Markt« mit einem Emissionskontingent von
62 dB in die Kontingentierung mit einbezogen. MaRgeblich fur die 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 60 sind die festgesetzten Teilflachen TF4 bis TF8, fir die auf dem Rechts-
plan die zulassigen Emissionskontigente in Richtung der maf3geblichen Immissionsorte auf-
gefuhrt sind (siehe Tabelle: zuldssige Emissionskontingente). Die Immissionsorte 9 und 10
sind nachrichtlich der Planurkunde der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 60 zu ent-
nehmen, die Immissionsorte 1 bis 8 sind in der Planurkunde des Bebauungsplanes Nr. 266
nachrichtlich aufgenommen worden. Der folgenden Ubersichtskarte ist die Lage aller Immis-
sionsorte zu entnehmen.

Post « Welters Architekten & Stadtplaner BDA/SRL Seite 6



Ursprunglich sollte die Kontingentierung sich auch auf die Gewerbe- und Sondergebietsfla-
chen im Bereich des angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 266 beziehen. Aufgrund der klein-
teiligen, zerstreut liegenden Struktur dieser Gewerbegebiete wurde dieser Ansatz zwischen-
zeitlich verworfen, eine Steuerung erfolgt hier mittels Abstandserlass und Nutzungsein-
schrankungen gemal Baunutzungsverordnung. Auf die Kontingentierung des Sondergebie-
tes konnte unter der Voraussetzung, dass ein Nachweis der Vertraglichkeit gefiihrt wird, ver-
zichtet werden (vgl. Begriindung Bebauungsplan Nr. 266). Dementsprechend werden die
ursprunglich hierfir vorgesehenen Teilflachen TF 1 bis 3 nicht mehr verwendet.

4.1.7 Klimaschutz
(gemanR § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB)

Die Festsetzungen zum Klimaschutz sind im Zusammenhang mit dem energetischen Kon-
zept des Bebauungsplans 266 zu betrachten. Zielvorstellung ist hierbei die weitgehende
Versorgung des Plangebietes mit regenerativer Energie. Fir die 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr.60 bedeutet dies Folgendes:

Gemal § 9 (1) Nr. 23a BauGB st flr Gebaude in allen Baugebieten des Plangebietes die
Verwendung fossiler Brennstoffe fur die Warmeversorgung unzulassig. Dies gilt nicht fir An-
lagen der Kraft-Warme-Kopplung und Spitzenlastkessel fur Spitzenlast- und/oder Notsituati-
onen im Bereich des mit dem Index 4 gekennzeichneten Gewerbegebietes. In diesem Be-
reich des Plangebietes ist die Errichtung entsprechender Anlagen vorgesehen, welche zur
Warmeversorgung in diesem Bebauungsplan und auch im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 266 beitragen.
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Der Ausschluss fossiler Brennstoffe gilt nur fur Vorhaben gemaf § 29 (1) BauGB. Mit letzt-
genannter Regelung wird der Bestandsschutz fiir Baugebiete berticksichtigt, die schon heute
weitestgehend bebaut sind.

Im Sinne eines weiteren Beitrags zum Klimaschutz sind gemalR § 9 (1) Nr. 23b BauGB auf
den Dachflachen von Gebauden mit Flachdachern mit einer Neigung von 0 bis 10 Grad, mit
Ausnahme der Bereiche, die fur Anlagen der technischen Geb&udeausristung dienen, Pho-
tovoltaikanlagen zu errichten, sofern keine Dachbegriinung realisiert wird.

4.1.8 Landschaftspflege
(gemaf 8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Die Festsetzungen zur Landschaftspflege dienen der Begriinung bzw. dem Erhalt pragender
Gehdlzbestdnde im Plangebiet. Hiermit wird ein Beitrag zu einer gkologischen Aufwertung
und einem qualitatsvollen Erscheinungsbild offentlicher und privater Flachen geleistet. Mit
der Festsetzung einer Dachbegriinung bei Flachdachern mit einer Dachneigung von 0 bis 10
Grad — sofern keine Photovoltaikanlage errichtet wird — wird ein weiterer Beitrag im Sinne
der 6kologischen Aufwertung bzw. des kleinraumigen Klimaschutzes umgesetzt

4.1.9 Versickerung von Regenwasser
(gemalR § 9 Abs. 4 BauGB)

Die Regelungen des § 5l1a des Wassergesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deswassergesetz — LWG -) sind in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehérde des Rhein-
Kreis-Neuss Grundlage fiir die Festsetzungen des Bebauungsplanes. Zu beachten ist auch
die Lage des Plangebietes innerhalb der Wasserschutzzone lllb der Wassergewinnungsan-
lage Lank-Latum.

Auf dieser Grundlage ist neben dem h&uslichen und gewerblichen Abwasser auch das Nie-
derschlagswasser der befestigten Flachen der Baugrundstiicke und der offentlichen Er-
schlieBungsflachen — mit Ausnahme des Teilsticks des Winklerweges im Plangebiet, an
dessen Randbereich das Niederschlagswasser Uber die belebte Bodenzone versickert, in
den stadtischen Kanal abzuleiten.

Das auf den Baugrundstiicken anfallende Niederschlagswasser der Dacher ist tiber Rigolen-,
Rohr-Rigolen oder Mulden (dezentrale Versickerungsanlagen) oder Kombinationen hiervon
bzw. durch sickerfahige Oberflachenbefestigung zu versickern. Sickerschéchte sind nicht
zuldssig. Alternativ ist die Einleitung in dezentrale Kleinspeicher verbunden mit Brachwas-
sernutzung (Grauwasser) zulassig.

Fur die Ansiedlung von Gewerbetreibenden sind gemaf § 3 der Wasserschutzzonenverord-
nung verschiedene Verbotstatbestande sowie Genehmigungstatbestande zu beachten. Die
Lage in der Wasserschutzzone Illb wird nachrichtlich in den Bebauungsplan Gbernommen.

4.2 Nachrichtliche Ubernahmen, Hinweise
Nachrichtliche Ubernahmen

Wasserschutzzone

Die nachrichtliche Ubernahme der festgesetzten Wasserschutzzone llib der Wassergewin-
nungsanlage Lank-Latum wird mit den Belangen der Wasserwirtschaft und der Hinweisfunk-
tion fir Bauwillige begriindet.
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Hinweise

Folgende Hinweise werden in den Bebauungsplan aufgenommen, die mit der Berticksichti-
gung der jeweiligen fachlichen Belange und der Hinweisfunktion fur Bauwillige begriindet
werden:

Bodendenkmalpflege

Beim Auftreten archéologischer Bodenfunde und Befunde ist die Stadt Meerbusch als Untere
Denkmalbehérde oder das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege, Auf3enstelle Overath,
Gut Eichtal, An der B 484, 51491 Overath, Telefon 02206 / 9030-0, Fax 02206 / 9030-22
unverzuglich zu informieren. Auf 88 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW wird verwiese

Erganzende landschaftspflegerische Malinahmen

Es wird empfohlen Oberboden zu sichern und schonend zu behandeln. Der Oberboden der
gesamten Baustellenflache (Geb&udeflache, Baustelleneinrichtung, BaustraRe usw.) sollte
abgetragen, noch bendétigter Oberboden geordnet gelagert werden. Die Mieten sollten mit
einer Grindingung als Zwischenbegriinung eingesat werden. Eine Durchmischung mit an-
derem Aushub oder sonstigen Stoffen sollte verhindert werden. Oberboden sollte nicht be-
fahren werden. DIN 18300 ,Erdarbeiten”, DIN 18915 ,Bodenarbeiten” und DIN 18920
~Schutz von Baumen, Pflanzen-bestdnden und Vegetationsflaichen bei Bauarbeiten" sollten
beachtet werden.

Flachdacher sowie gering geneigte Dacher (< 20°) sollten begriint werden. Empfohlen wer-
den dazu alle Arten von extensiver bis intensiver Dachbegriinung. Als Mindestqualitat wird
ein pflegeloser extensiver Sedum-Rasen empfohlen.

Fensterlose Fassaden oder Teile davon sollten pro Ifd. Meter mit einer Pflanze gemaf nach-
stehender Auswabhlliste begriint werden.

Waldrebe (Ranker, Sudost-/Stidwest-Seite), GeilRblatt (Schlinger, Ost-/West-Seite), Knote-
rich (Schlinger, Ost-/West-/Slid-Seite), Efeu (Wurzelkletterer, Ost-/West-/Nord-Seite), Wilder
Wein (Haftscheibenranker, Ost-/West-/Sud-Seite), Hopfen (Winder, West-Seite), Echte
Weinrebe (alle Sorten, Ranker, Siid-Seite), Spalierobst (alle Arten und Sorten, Sud-Seite).

Niederschlagswasser

Das Niederschlagswasser der befestigten Flachen der Baugrundstiicke (mit Ausnahme der
Dachflachen) und der 6ffentlichen ErschlieBungsflaichen (mit Ausnahme des Winklerweges)
ist in die stadtische Kanalisation einzuleiten.

Auffélligkeiten im Rahmen von Erdarbeiten
Bei Auffalligkeiten im Rahmen von Erdarbeiten ist die Untere Bodenschutzbehtrde
unverziglich zu informieren. Ansprechpartner ist Herr Bruchertseifer, Tel. 02181/601-
6821.
Auffélligkeiten kénnen sein:
= geruchliche und/oder farbliche Auffalligkeiten, die durch menschlichen Einfluss
bewirkt wurden, z.B. durch die Versickerung von Treibstoffen oder Schmiermit-
teln,
= strukturelle Veranderungen des Bodens, z.B. durch die Einlagerung von Abfal-
len.
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5. Auswirkungen der Planungen
5.1 Stadtebauliche Auswirkungen
Ver- und Entsorgung, wasserwirtschaftliche Belange

Die Wasser-, Strom- und Gasversorgung des Gebietes soll durch Anschluss an die vorhan-
denen Netze sichergestellt werden. Bezlglich der Entsorgung des Niederschlagswassers ist
auf die obigen Ausflihrungen zu verweisen.

Immissionsschutz

Der fir die dstlich des Plangebiets liegende Wohnbebauung und die Schule erforderliche
Immissionsschutz gegenliber gewerblichen Immissionen wird durch erfolgte Gliederung des
Gewerbegebiets (siehe Kapitel 3.1.1 dieser Begriindung) gewahrleistet. Gegenlber Stra-
Benverkehrslarmimmissionen ist der Immissionsschutz durch den dstlich des Plangebietes
liegenden realisierten Larmschutzwall sichergestellt.

Altstandorte

Westlich des Plangebiets lag der grofdte Teil des Gelandes des Industriebetriebs Lau-
fen/Ostara, dessen Betrieb im Jahr 2000 eingestellt worden ist. Das gesamte Betriebsgelan-
de ist als Altstandort Me-0274 AS (Me 274) bzw. Altlastenverdachtsflache im entsprechen-
den Kataster des Kreises Neuss klassifiziert. Im Jahr 2007 erfolgte eine umfassende Boden-
sanierung des Gebietes, die gutachterlich begleitet worden ist (»Abschlussbericht Sanierung
der Industriebrache Meerbusch-Osterath, Strumper Strale 12-16 (ehem. OSTARA-
Fliesen)«, Institut fir Bodensanierung, Wasser- und Luftanalytik GmbH, Iserlohn 2007). Nach
Abschluss der SanierungsmalRnahme sowie der Rasteruntersuchungen lagen keine Anhalts-
punkte fir schadliche Bodenverunreinigungen mehr vor, so dass davon auszugehen ist,
dass von dem Altstandort keine Gefahren fiir Schutzgiter mehr ausgehen.

Uber das Kreiskataster hinausgehende Ermittlungen der Stadt haben keine Anhaltspunkte
fur weitere Verdachtsflachen mit Altablagerungen oder Altlasten im Bebauungsplanbereich
oder in dessen Néhe ergeben.

Finanzielle Auswirkungen

Die Realisierung und Kostenlbernahme der ErschlieBungsmalinahmen einschlielilich
der Malinahmen im Bereich der Anbindungen an die Ubergeordneten Stral3en, die Uber
die Anderung dieses Bebauungsplan festgesetzt werden (einschlieBlich der MaRRnah-
men im Geltungshbereich des Bebauungsplanes Nr. 266), wird durch einen zwischen
der Stadt Meerbusch und dem Projektentwickler abzuschlieRenden stadtebaulichen
Vertrag geregelt.

5.2 Auswirkungen auf Natur und Landschaft sowie Kompensation der Eingriffe

Allgemeine Umweltauswirkungen

Wie oben dargestellt wird auf eine formelle Umweltprifung gemal § 2a BauGB verzichtet.
Generell ist darauf hinzuweisen, dass ohne Planung die Umweltauswirkungen auf keinen
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Fall geringer ausfallen wirden, da es sich lediglich um Modifikationen eines geplanten Er-
schlieBungskonzeptes handelt, das teilweise schon realisiert ist. Unabh&ngig davon kdnnen
durch den Bebauungsplan Larmemissionen erzeugt werden, deren Auswirkungen jedoch
durch die Anwendung des Abstandserlasses NRW 2007 minimiert werden. Dartber hinaus
ermdglicht der Bebauungsplan die Inanspruchnahme von unversiegelten Bodenflachen fir
die Bebauung. Dies ist jedoch als Beitrag im Sinne der Nachverdichtung/Innenentwicklung
Zu betrachten. Bestehende ErschlieBungspotenziale kénnen auf diese Weise genutzt wer-
den, die alternativ erforderliche Inanspruchnahme von bisher unbebauten Landschaftsrau-
men wird vermieden.

Artenschutzrechtlichen Belange

Die Biotoptypenausstattung des Plangebiets besteht — neben des weitgehend
versiegelten Grundstiick des vorhandenen Lebensmitteldiscounters und dem
vorhandenen ErschlieBungsansatz - aus jungen, wenig entwickelten
Sukzessionsstadien (Gewerbebrache). Vor dem Hintergrund der Lage der
Eingriffsflache und der im Umfeld vorhandenen Siedlungs- und Verkehrsstrukturen
als Storfaktoren ist ein eher geringes Arteninventar mit den typischen
»Allerweltsarten« der stadtischen Freiflachen zu erwarten. Die Brachflachen und die
kleinflachigen jungen Gehdlzbestande kdnnen als Brutplatz und Nahrungshabitat der
Kulturfolger-Arten wie Amsel, Kohlmeise, Blaumeise, Ringeltaube, Rotkelchen, Elster
und Grunfink dienen. Aufgrund des noch jungen Alters der Brache ist mit alten
angestammten Revieren seltener und gefahrdeter Arten nicht zu rechnen. Im
Fundortkataster des LANUV sind keine konkreten Artenfunde flr das Plangebiet und
seine weitere Umgebung vermerkt.

Ein Vorkommen der im Messtischblatt aufgefiihrten Amphibienarten ist aufgrund feh-
lender Gewasserstrukturen sowohl auf der Flache selbst als auch im Umfeld auszu-
schliel3en.

Das vorhandene Geb&ude des Lebensmitteldiscounters, das potentiell Spaltenverste-
cke fur Gebéaudefledermause (z. B. Zwergfledermaus) aufweist, bleibt erhalten. Alte
Baume mit geeigneten Spalten oder Baumhdhlen kommen im Plangebiet nicht vor;
damit werden keine potentiellen Quartiere fir Fledermause oder Brutplatze fiur Vogel
beseitigt.

Es ist mdglich, dass die Brachflachen des Plangebiets von den weitverbreiteten Greif-
vogelarten Mausebussard, Turmfalke, Habicht und Sperber zur Nahrungssuche aufge-
sucht werden. Die Jagdgebiete der genannten Arten reichen von 1,5 - 10 gkm je nach
Art und Nahrungsangebot. Der Verlust von Nahrungshabitat im Plangebiet betrafe al-
so im Verhéaltnis zum Gesamtaktionsraum der Végel nur einen sehr kleinen Teil davon.
Brutvorkommen von Greif- und Eulenvdgeln im Plangebiet sind dagegen auszuschlie-
Ben, da geeignete Altholzbestande (Horstbdume) und Gebaude (z. B. Dachbdéden,
Scheunen, Kirchtirme) fehlen. Brutvorkommen der gefahrdeten Vogelarten der offe-
nen und halboffenen Kulturlandschaft wie z. B. Gartenrotschwanz und Kiebitz werden
ebenfalls als sehr unwahrscheinlich eingestuft, da die entsprechenden Habitatstruktu-
ren im Plangebiet nicht vorkommen.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch das Vorhaben keine artenschutzrecht-
lichen Konfliktsituationen entstehen und die Verbotstatbestande von 8 44 Abs. 1
BNatSchG nicht erfallt werden. Es ist keine erhebliche Stérung wahrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten pla-
nungsrelevanter Arten zu erwarten; der Erhaltungszustand der lokalen Populationen
wird sich somit nicht verschlechtern.
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Gebiete des Netzes Natura 2000 oder Flachen und Objekte mit Schutzkategorien nach
BNatSchG, Biotopkataster LANUV, Stadtbiotopkartierung oder landesweitem Biotop-
verbund sind weder direkt noch indirekt betroffen.

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung

Das Bebauungsplanverfahren wird gemafR § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwick-
lung) gefuhrt. Der Ausgleich fir die erfolgten Eingriffe ist bereits im Rahmen des rechtskrafti-
gen Bebauungsplanes Nr. 60 erfolgt. Durch die Realisierung der Festsetzungen dieser Be-
bauungsplananderung ergibt sich kein weitergehender Eingriff. Unter diesen Rahmenbedin-
gungen ist auf eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu verzichten.

6. Flachenbilanz

Die Grol3e des Plangebiets betragt 38.709 m2 100 %
davon:

Gewerbegebiet 27.268 m2 70 %
Verkehrsflache 11.441 m? 30 %

7. Verfahren

Der Rat der Stadt Meerbusch hat am 25. Juni 2008 die Aufstellung der 1. Anderung des Be-
bauungsplanes Nr. 60 gemal § 2 (1) Baugesetzbuch BauGB beschlossen.

Vom 1. Dezember 2008 bis 15. Dezember 2008 fand eine friihzeitige Blrgerbeteiligung ge-
maR § 3 (1) BauGB statt.
Uber das Ergebnis hat der Ausschuss fir Planung und Liegenschaften am ............
beraten und entschieden.

Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB und die Beteiligung der
Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 9. Dezember
2008.

Uber das Ergebnis hat der Ausschuss fir Planung und Liegenschaften am ..........
beraten und entschieden.

Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemaR § 2 (2) BauGB und die Beteiligung der
Trager offentlicher Belange gemal § 4 (2) BauGB erfolgt mit der 6ffentlichen Entwurfsausle-

gung.

Dortmund, den 10. Februar 2012

Norbert Post ® Hartmut Welters
Architekten und Stadtplaner BDA / SRL

Dipl.-Ing. Hartmut Welters

Post « Welters Architekten & Stadtplaner BDA/SRL Seite 12



	Stadt   M e e r b u s c h
	Begründung

	INHALTSVERZEICHNIS
	           Plangebiet 
	1.1      Lage im Raum 
	1.2      Räumlicher Geltungsbereich 
	2.   Örtliche Verhältnisse und            übergeordnete Planungen  4
	2.1   Bestandsaufnahme
	2.2      Flächennutzungsplan
	2.3   Bauplanungsrecht
	2.4   Landschaftsplan 
	3.        Planungsziele, Planungserfordernis
	4.        Planinhalt 
	4.1      Festsetzungen 13
	4.1.1   Art der baulichen Nutzung
	4.1.2   Maß der baulichen Nutzung
	4.1.3   Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 4.1.4   Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen
	4.1.5   Verkehrsflächen
	4.1.6   Lärmschutzmaßnahmen 
	4.1.7   Landschaftspflege 
	4.1.8   Klimaschutz 
	4.1.9   Versickerung von Niederschlagswasser 
	4.2   Nachrichtliche Übernahmen und 
	Hinweise
	4.3      Kennzeichnungen
	5.   Auswirkungen der Planung 
	5.1      Städtebauliche Auswirkungen 
	5.2    Auswirkungen auf Natur und Landschaft            sowie Kompensation der Eingriffe 
	6.   Städtebauliche Zahlenwerte 47
	7.   Verfahren
	1. Plangebiet
	1.1  Lage im Raum 
	1.2  Räumlicher Geltungsbereich
	2. Örtliche Verhältnisse und übergeordnete Planungen 
	2.1  Bestandsaufnahme  
	2.2 Flächennutzungsplan 
	2.3 Bauplanungsrecht
	2.4 Landschaftsplan 
	3.  Planungsziele, Planungserfordernis  
	Finanzielle Auswirkungen
	Allgemeine Umweltauswirkungen 

